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d) ein Isolationsprüfer (500 Volt Prüfspannung),
e) ein Spannungsmesser für Gleich- und Wech­

selspannung bis 500 Volt,
f) ein Strommesser für Gleich- und Wechsel­

strom bis 100 Amp.
Zu d bis f: Es genügen auch kombinierte Ge­

räte. Ein Erdungswiderstandsmeßgerät ist 
erwünscht.

3. Voraussetzung der Zulassung ist ferner der Besitz 
einer gültigen Bescheinigung (Handwerkskarte) 
über die Berechtigung zur Gewerbeausführung 
oder der Nachweis der handelsgerichtlichen Ein­
tragung.

A b s c h n i t t  III 
Sonderfälle

1. Beim Tode des nach Abschn. I Ziffer 2 Zugelas­
senen, der die Herstellung von elektrischen An­
lagen im Hauptberuf ausübte, kann den Erben, 
ohne daß diese die Voraussetzungen für die Zu­
lassung erfüllen, diese auf Antrag belassen wer­
den, wenn ein Zugelassener so lange die tech­
nische Verantwortung für die von dem Betrieb 
ausgeführten Arbeiten übernimmt, bis diese einen 
den Voraussetzungen entspredienden Fachmann 
als Betriebsleiter angestellt haben. Das gleiche 
gilt beim Ausscheiden des verantwortlichen Fach­
mannes für den Betrieb nach Abschn. I Ziffer 3. 
Im Regelfälle erlischt die Zulassung nach 3 Mo­
naten ohne weiteres, wenn bis dahin die Einstel­
lung des Fachmannes nicht erfolgt ist; sie erlischt 
ferner, wenn dreimal im Falle eines Wechsels des 
verantwortlichen Fachmannes mehr als 4 Wochen 
bis zur Einstellung des neuen Fachmannes ver­
strichen sind.

2. Wenn der Zuzulassende durch Gebrechen an der 
persönlichen Überwachung der Arbeiten verhin­
dert oder wesentlich behindert ist, so ist Voraus­
setzung für die Zulassung, daß ein den allgemei­
nen Vorbedingungen des Abschn. I und den be­
sonderen Anforderungen des Abschn. II entspre­
chender verantwortlicher Fachmann nur für die­
sen Betrieb angestellt ist.

3. Wenn der bereits Zugelassene an der persön­
lichen Überwachung der Arbeiten verhindert 
oder wesentlich behindert ist, so hat er dem EB 
innerhalb einer Frist von 6 Monaten anzuzeigen, 
daß er einen den allgemeinen Vorbedingungen 
und den besonderen Anforderungen entsprechen­
den und voll einsatzfähigen verantwortlichen 
Fachmann nur für diesen Betrieb eingestellt hat.

4. Wenn ein Hersteller von elektrischen Anlagen die 
der Zulassung entsprechende Tätigkeit vorüber­
gehend nicht ausübt (z. B. infolge der wirtschaft­
lichen Lage oder aus Gesundheitsrücksichten), so 
kann er bei der Betriebsdirektion (im Folgenden 
kurz „BD“ genannt) beantragen, daß die Zulas­
sung ruht, ohne zu erlöschen. Die tatsächliche 
Unterbrechung darf jedoch die Dauer von 6 Mo­
naten nicht überschreiten. Nach diesem Zeitpunkt 
ist eine Zulassung in gleicherweise wie eine neue 
Zulassung zü beantragen.

5. Jede Zweigniederlassung bedarf einer ausdrück­
lichen Zulassung, für die folgendes gilt:
a) Die Zweigniederlassung muß der zuständigen 

Wirtschaftsorganisation gemeldet sein.

b) Es muß für sie ein den Voraussetzungen des 
Abschn. I Ziffer 2 Buchst, a oder b entspre­
chender Fachmann fest angestellt sein.

c) Es muß in der Zweigniederlassung eine Werk­
statt oder das Mitbenutzungsrecht an einer 
solchen nach Abschn. II Ziffer 2 vorhanden 
sein.

d) Als Zweigniederlassung gelten Betriebe, die 
nicht im Versorgungsgebiet der BD des EB 
liegen wie der Hauptbetrieb.

6. Die Bestimmungen der Abschn. I und II finden 
sinngemäß auch Anwendung auf die Ausführung 
eigener elektrischer Anlagen in größeren techni­
schen Betrieben, die vom EB mit elektrischer Ar­
beit beliefert werden.

A b s c h n i t t  IV 
Ausspruch der Zulassung

1. Die Zulassung wird von der Hauptdirektion des 
für den Betriebssitz des Zuzulassenden zustän­
digen EB ausgesprochen. (Über das Verfahren bei 
der Zulassung vgl. Abschn. VII Ziffer !.) Sie gilt 
für das Gebiet des EB. Der Antrag auf Zulassung 
ist an die für den Betriebssitz des Antragstellers 
örtlich zuständige BD zu stellen.

2. Die Zulassung wird schriftlich durch Aushändi­
gung eines Ausweises ausgesprochen. Der Aus­
weis ist bei Beendigung der Zulassung unverzüg­
lich zurückzugeben.

3. Der Zugelassene hat von jeder Änderung der bei 
der Antragstellung auf Zulassung angegebenen 
Tatsachen der BD sofort schriftlich Mitteilung zu 
machen. Der Zulassungsausweis ist zwecks Ein­
tragung der Änderung beizufügen. Hierher ge­
hören insbesondere:
a) Abmeldung oder Erlöschen des Gewerbe­

betriebes,
b) Löschung in der Handwerksrolle,
c) Ruhenlassen des Gewerbebetriebes,
d) Firmenänderung oder Inhaberwechsel,
e) Umzug innerhalb des Versorgungsbezirkes,
f) Ausscheiden des Fachmannes aus dem zuge­

lassenen Betrieb.
4. Die Zulassung verpflichtet den Zugelassenen, die 

Ausführung der Arbeiten entweder selbst zu 
\iberwachen oder durch seinen verantwortlichen 
Fachmann überwachen zu lassen.

A b s c h n i t t  V 
Überprüfung

Der EB hat das Recht, sich jederzeit davon zu 
überzeugen, ob die Bedingungen für die Zulas­
sung vorliegen; er kann alle hierfür erforder­
lichen Auskünfte und Nachweise verlangen. Wird 
einem derartigen Verlangen trotz Mahnung ohne 
stichhaltigen Grund nicht entsprochen, so kann 
der EB eine angemessene Frist setzen und nach 
deren fruchtlosem Verlauf annehmen, daß die Be­
dingungen für die Zulassung nicht mehr erfüllt 
sind.

A b s c h n i t t  VI 
Erlöschen und Entziehung der Zulassung

1. Die Zulassung erlischt ohne weiteres
a) durch Verzicht,
b) mit der Geschäftsaufgabe,


